
Öffentliche Sitzung des Gesundheitsausschusses vom 07. Mai 2024
Beschlussseite zu TOP 6 (SV-Nr. 20-26 / V 12825)

Beschluss:

1. Das Gesundheitsreferat wird beauftragt, das Projekt „Kompetenzzentrum 

internationale Pflegekräfte (KiP)“ extern zu vergeben. Die Geschäftsleitung des 

Gesundheitsreferates führt das Vergabeverfahren zum Projekt 

„Kompetenzzentrum internationale Pflegekräfte (KiP)“ durch und erteilt den 

Zuschlag auf das wirtschaftlichste Angebot.

2. Das Gesundheitsreferat wird beauftragt, das Projekt „Mentor*innenprogramm“ in 

Zusammenarbeit mit dem Direktorium - HA II, Vergabestelle 1 extern zu 

vergeben. Die Vergabestelle 1 führt das Vergabeverfahren zum Projekt 

„Mentor*innenprogramm“ durch und erteilt den Zuschlag auf das wirtschaftlichste 

Angebot.

3. Das Gesundheitsreferat wird beauftragt, das Projekt „Organisationsentwicklung“ 

in Zusammenarbeit mit dem Direktorium - HA II, Vergabestelle 1 extern zu 

vergeben. Die Vergabestelle 1 führt das Vergabeverfahren zum Projekt 

„Organisationsentwicklung“ durch und erteilt den Zuschlag auf das 

wirtschaftlichste Angebot.

4. Das Gesundheitsreferat wird beauftragt, das Projekt „Fortführung der Münchner 

Pflegekampagne“ in Zusammenarbeit mit dem Direktorium - HA II, Vergabestelle 

1 extern zu vergeben. Die Vergabestelle 1 führt das Vergabeverfahren zum 

Projekt „Fortführung der Münchner Pflegekampagne“ durch und erteilt den 

Zuschlag auf das wirtschaftlichste Angebot.
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5. Die mit Beschluss vom 29.11.2023 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / 10214) für die 

Projekte „Kompetenzzentrum internationale Pflegekräfte (bisher: Zentrum für 

Anpassungsmaßnahmen“) und „Organisationsentwicklung“ bewilligten und bisher 

als Transferauszahlungen (Zeile 12, Sachkonto 682100) ausgewiesenen 

Haushaltsmittel werden auf dem Verwaltungswegals Auszahlungen für Sach- und 

Dienstleistungen (Zeile 11, Sachkonto 651000) verbucht.

6. Der Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Die endgültige Beschlussfassung über den Beratungsgegenstand obliegt der 

Vollversammlung des Stadtrates. 


